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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

in der vergangenen Sitzung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und 

Soziales am 01. Oktober 2025 habe ich zum o. g. TOP berichtet. 

In der Sitzung habe ich die Übersendung des Sprechzettels angekündigt. 

Dem komme ich mit dem in der Anlage beigefügten Dokument gerne 

nach. 

Ich bin Ihnen dankbar, wenn Sie den beigefügten Sprechzettel an die 

Mitglieder des Ausschusses weiterleiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Karl-Josef Laumann MdL 
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Es gilt das gesprochene Wort! 
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Einleitung 
 

Anrede, 
 
auch für die Haushaltsaufstellung 2026 haben wir 

schwierige Rahmenbedingungen: Durch die anhaltend 

schwache Konjunktur sind wir weiterhin in einer 

wirtschaftlich schwierigen Lage. Gegen eine rasche 

wirtschaftliche Erholung spricht, dass viele der 

Herausforderungen, vor denen insbesondere die 

Industrie in NRW steht, auch in diesem Jahr bestehen.  

 

Die hohen Energiekosten und die schwache 

Auslandsnachfrage werden die Wertschöpfung auch in 

den kommenden Jahren belasten. Im Rahmen der 

Konsolidierungsmaßnahmen werden von allen Ressorts 

erhebliche Einsparmaßnahmen gefordert.  

 

Unser Ziel im MAGS ist: Die politischen Schwerpunkte 

beibehalten – möglichst ohne Ansatzkürzung. Und das 

haben wir umgesetzt. 
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1. Unser Ziel: Eine qualitativ hochwertige 
Gesundheitsversorgung für die Bürgerinnen und 
Bürger in Nordrhein-Westfalen  

 

Förderung der Umsetzung der Krankenhausplanung 

 

Mitte Dezember 2024 wurden die Feststellungsbescheide 

versandt. Begleitend dazu haben wir bereits Anfang 

Dezember 2024 und vier Monate später - im April 2025 - 

die ersten Förderbescheide über insgesamt rund 523 

Millionen Euro an zwölf nordrhein-westfälische 

Krankenhäuser überreicht. Das war jedoch nur ein erster 

Schritt. Bis zum Jahresende 2025 werden wir weitere 

Bescheide erteilen, die den Krankenhäusern die 

Möglichkeit geben, die notwendigen Baumaßnahmen für 

eine zukunftsgerichtete Krankenhausinfrastruktur in 

Angriff zu nehmen.  

 

Zur Umsetzung der NRW-Krankenhausplanung wird 

auch der Transformationsfonds des Bundes eine wichtige 

Rolle spielen. Unter Berücksichtigung der notwendigen 

Kofinanzierung durch das Land stehen hier in den 

nächsten 10 Jahren jährlich jeweils 1 Milliarde Euro zur 

Verfügung, mit der Konzentrationen von 

Leistungsgruppen und die Schaffung regionaler 
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Verbünde unterstützt werden können. Damit werden wir 

die Krankenhauslandschaft in Nordrhein-Westfalen für 

die Zukunft gut aufstellen..  

 

Zur Erhöhung der Liquidität wurden Mittel der 

Krankenhausplanung in Folgejahre verschoben. Damit 

tragen wir einen erheblichen Beitrag zur Entlastung des 

Landeshaushalts bei. Ich betone: wir haben die 

Haushaltsmittel nur anders auf die Jahre verteilt, der 

Mittelabfluss orientiert sich weiterhin am erwartbaren 

Baufortschritt. Den Krankenhäusern geht kein Geld 

verloren. Uns stehen weiterhin 2,5 Milliarden Euro zu 

Verfügung.  

 

Forensische Psychiatrie (Maßregelvollzug) 

 

Die Kapazitäten der Forensischen Psychiatrie sind 

weiterhin ausgelastet. Die Haushaltsmittel sind 

vorgesehen, um zusätzliche Plätze sowie die 

Betriebsausgaben zu finanzieren. Die Ausgaben für den 

laufenden Betrieb der Kliniken steigen um rund 32,9 Mio. 

Euro von 543,4 Mio. Euro auf 576,3 Mio. Euro in 2026. 

Mit den zusätzlichen Mitteln werden die steigenden 

Ausgaben für Gehälter und Sachkosten ausgeglichen. 
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Klar ist: Die Qualität der Behandlungen soll auf einem 

hohen Niveau gehalten und weiter verbessert werden.  

 

Das laufende Ausbauprogramm setzen wir mit Hochdruck 

fort: Die neue forensische Klinik in Lünen ist im Bau und 

wird im Oktober Richtfest feiern. Die Fertigstellung ist für 

2026 vorgesehen. Anfang 2026 folgt dann der Baubeginn 

einer weiteren Klinik in Wuppertal. An beiden Standorten 

sollen in den nächsten Jahren jeweils 150 neue Plätze 

entstehen. Darüber hinaus führen wir die Planungen für 

weitere Baumaßnahmen an verschiedenen Standorten 

im Land fort.  Die Rückgabe der 

Selbstbewirtschaftungsmittel in Höhe von 91 Mio. Euro im 

Bereich der forensischen Psychiatrie wird durch die 

zusätzliche Veranschlagung in 2026 kompensiert. 

 

Gesundheitsversorgung 

 

Wir werden uns in 2026 weiter für eine Modernisierung 

des Gesundheitssystems in Nordrhein-Westfalen 

einsetzen. 

 

Jeder dritte Hausarzt in Nordrhein-Westfalen ist über 60 

Jahre alt. Vor allem in ländlichen Regionen haben 
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niedergelassene Ärztinnen und Ärzte Probleme, 

Nachfolgerinnen oder Nachfolger zu finden. Deswegen 

haben wir uns bereits in der vergangenen Legislatur der 

Stärkung der ärztlichen Versorgung in ländlichen 

Regionen verschrieben. Das setzen wir fort: Auch in 2026 

setzt das Land das Hausarztaktionsprogramm fort .  Dafür 

sind - wie in den Vorjahren - insgesamt 2,5 Millionen Euro 

vorgesehen. 

 

Mit insgesamt rund 6,27 Millionen Euro fördert das MAGS 

zudem eine große Zahl von Maßnahmen zur 

Gesundheitsförderung und zur Stärkung des 

Gesundheitswesens. 

 

Die Verringerung des Ansatzes um 500.000 Euro 

resultiert aus einer Mittelumsetzung zu Gunsten der 

Gesundheitsregionen in einer neuen Titelgruppe. Aus der 

Titelgruppe 81 können alle wesentlichen Projekte weiter 

finanziert werden. Dies sind zum Beispiel Maßnahmen 

zur Stärkung der Gesundheit und der Geburt wie 

beispielsweise Hebammenkreissäle, die Förderung von 

Kinderschutzambulanzen und des Kompetenzzentrums 

Kinderschutz im Gesundheitswesen, die Unterstützung 

unabhängiger Krebsberatungsstellen sowie von 
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Selbsthilfestrukturen und Patientenbeteiligung. Die 

Clearingstellen für die Beratung von Zugewanderten bei 

der Gesundheitsversorgung werden weiter aus dem ESF 

finanziert. 

 

Für den Aufbau der Gesundheitsregionen sind in 2026 

insgesamt 500.000 Euro vorgesehen, mit denen wir die 

regionale gesundheitliche Versorgung verbessern 

können. Gefördert werden die Gesundheitsregionen in 

Köln und dem Hochsauerlandkreis. 

 

 Für die Suchtberatung werden in 2026 Mittel in 

unveränderter Höhe zur Verfügung stehen. Die 

Projektförderungen zur Umsetzung des Aktionsplans 

gegen Sucht werden weitergeführt. Neben den Projekten 

aus dem Aktionsplan werden wir im Wesentlichen 

fördern: Die Suchtkooperation mit der Geschäftsstelle 

und den Landesfachstellen, inklusive der 

Landeskoordinierungsstelle Essstörungen NRW, die 

Landeskampagne „Sucht hat immer eine Geschichte“ 

sowie die Suchtselbsthilfe. Im Rahmen der Strategie zur 

Vermeidung von Drogentodesfällen wollen wir zudem 

weitere Maßnahmen ergreifen.  
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Wir haben in Nordrhein-Westfalen eine gut ausgestaltete 

und differenzierte Struktur zur Prävention und Beratung 

von HIV und anderen sexuell übertragbaren 

Erkrankungen. Das Thema bleibt ein wichtiges Anliegen 

der Landesregierung. Für 2026 werden erneut 4,2 

Millionen Euro zur Verfügung stehen. Daraus werden wir 

Kommunen Mittel zur eigenen Verfügung zuweisen und 

sowohl spezifische Projekte der Aidshilfe, Projekte zur 

Aufklärung von Jugendlichen, als auch die Dachstruktur 

der Aidshilfe NRW fördern.  

 

Für den Erhalt der psychischen Gesundheit sowie der 

Versorgung von psychisch erkrankten Menschen werden 

in der Titelgruppe 83 erneut 1,5 Millionen Euro zur 

Verfügung gestellt. Der Schwerpunkt wird bei der 

psychischen Gesundheit von Kindern und Jugendlichen 

sowie der modelhaften Implementierung von 

Präventionsstellen zur psychiatrischen Versorgung von 

psychisch erkrankten Menschen liegen, bei denen ein 

erhöhtes Risiko für Gewalttat bestehen.  

 

Zudem werden für den Auf- und Ausbau 

Gemeindepsychiatrischer Verbünde rund 6 Millionen 

Euro in der Titelgruppe 90 (Bundesmittel aus dem Pakt 
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für den Öffentlichen Gesundheitsdienst) zur Verfügung 

gestellt. 

 

2. Wir sparen nicht bei den Ärmsten der Armen 
 

Wer in Armut gerät – aus welchen Gründen auch immer 

– dem wollen wir helfen, wieder auf die Beine zu kommen. 

Trotz knapper Kassen ist die Unterstützung der Ärmsten 

der Armen Fokus der Sozialpolitik des Landes. Und das 

spiegelt sich auch im Haushaltsentwurf wider. 

 

Obdach- / Wohnungslosigkeit 

 

Auch für unsere Maßnahmen im Kampf gegen die 

Obdach- und Wohnungslosigkeit stehen im Jahr 2026 

unverändert Landesmittel in Höhe von 5,6 Mio. Euro zur 

Verfügung. Zusätzlich greifen wir auf ESF-Mittel zur 

Kofinanzierung zurück. 

 

Dies bedeutet konkret: 

 

• Wir setzen weiterhin auf die bewährten Sommer- und 

Kältehilfen. 
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• Wir führen unsere sehr erfolgreiche Landesinitiative 

„Endlich ein ZUHAUSE!“ fort und setzen dabei 

verstärkt auf den Ansatz „Housing-First“, um 

insbesondere obdachlosen Menschen über eine 

eigene Wohnung perspektivisch zu einer 

Stabilisierung ihrer Lebenssituation und letztlich zu 

einer realistischen Aussicht auf ein würdiges und 

selbstbestimmts Leben geben zu können. 

 

Armutsbekämpfung 

 

Soziale Gerechtigkeit zeigt sich vor allem im Umgang mit 

denjenigen, die am Rande unserer Gesellschaft stehen 

oder aus ihr herauszufallen drohen. Als Landesregierung 

setzen wir unseren Kampf gegen Armut in Nordrhein-

Westfalen fort. 

 

Das machen wir zusammen mit allen Beteiligten, 

insbesondere mit den Menschen mit Armutserfahrung 

selbst. Wir ermöglichen, dass sich in allen Regionen 

Nordrhein-Westfalens Armutsbetroffene vor Ort 

austauschen und sich einbringen können, um konkret 

mitzugestalten.  
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Kampf gegen Hunger und Armut / Tafeln 

 

Wir unterstützen weiterhin die wichtige Arbeit der Tafeln 

in Nordrhein-Westfalen. Diese werden wir auch im Jahr 

2026 fortsetzen und 1,6 Mio. Euro zur Verfügung stellen. 

Indem wir die Förderung auf dem hohen Niveau des 

Vorjahres fortführen, wollen wir dazu beitragen, dass über 

die Verteilzentren der Tafeln die Lebensmittelspenden 

landesweit gerecht verteilt werden. 

 

Freie Wohlfahrtspflege 

 

Die Freie Wohlfahrtspflege stellt eine zentrale Kraft im 

Sozialbereich dar. Auch deshalb bleiben die 

Landeszuschüsse im Vergleich zum Vorjahr stabil bei 4,5 

Mio. Euro. Der Anteil aus den sogenannten Lotto-Mitteln, 

der für einzelne Projekte für Menschen vor Ort verwendet 

wird, steigt sogar leicht an. 

 

3. Gute Ausbildung kostet Geld 
 

Unser Arbeitsmarkt befindet sich in einem schwierigen 

Spannungsfeld. Während in vielen Bereichen qualifizierte 
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Fach- und Arbeitskräfte dringend gebraucht werden, 

andere Bereiche – wie das produzierende Gewerbe unter 

wirtschaftlichen Druck. Sie befinden sich mitten in 

Restrukturierungsprozessen, bauen Stellen ab oder 

verlagern sie. Gleichzeitig wächst der Druck auf die 

sozialen Sicherungssysteme – und macht deutlich, wie 

entscheidend sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung für die Stabilität unseres Gemeinwesens 

ist. 

 

Die Fachkräfteoffensive NRW ist eine zentrale 

gemeinsame Kraftanstrengung der nordrhein-

westfälischen Landesregierung, um dem 

Fachkräftemangel wirksam zu begegnen und die 

Fachkräftesicherung für die Zukunft des Landes 

nachhaltig zu stärken. Sämtliche Ressorts der 

Landesregierung arbeiten gemeinsam mit Unternehmen, 

Hochschulen, Kammern, Verbänden, Sozialpartnern und 

der Regionaldirektion Nordrhein-Westfalen der 

Bundesagentur für Arbeit an dieser Aufgabe.  

 

Die Herausforderungen zur Gewinnung und Sicherung 

von Fach- und Arbeitskräften sind enorm. Nach 

Berechnungen des KOFA-Instituts fehlten zum Stichtag 
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30.06.2025 in Nordrhein-Westfalen 70.587 qualifizierte 

Arbeitskräfte (sog. Fachkräftelücke).  

 

Überbetriebliche Bildungsstätten (ÜBS) 

 

Die überbetrieblichen Bildungsstätten von Handwerk und 

Industrie übernehmen eine wichtige Rolle in der dualen 

Erstausbildung und der Höheren Berufsbildung. Sie 

ermöglichen die Qualifizierung von Auszubildenden 

ergänzend zum Betrieb und sichern so die 

Ausbildungsfähigkeit von kleinen und mittleren 

Unternehmen, die häufig nicht alle Ausbildungsinhalte in 

ihrem Betrieb vermitteln können. Mit ihren Meisterschulen 

und Qualifizierungsangeboten sichern die ÜBS die hohe 

Qualität der beruflichen Bildung.  

 

Wir setzen daher die Förderung der Überbetrieblichen 

Bildungsstätten mit 16 Millionen Euro auf hohem Niveau 

fort, um Investitionsstaus aufzuholen und eine attraktive 

Bildungsinfrastruktur zu schaffen.  

 

In den überbetrieblichen Bildungsstätten erfolgt auch das 

durch den Europäischen Sozialfonds (ESF) geförderte 

Angebot der überbetrieblichen Lehrlingsunterweisung. 
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Auch diese erhält weiterhin eine Förderung aus dem 

Landeshaushalt in Höhe von 

2 Mio. Euro ergänzt durch die Förderung aus dem ESF.  

 

KAoA-Star 

 

Gemeinschaftlich mit vielen Partnern haben wir die 

Inklusionsinitiative ins Leben gerufen, die wir in 2026 

fortsetzen werden, um im Rahmen der Fach- und 

Arbeitskräftegewinnung Menschen mit Behinderung 

stärker in den Fokus zu rücken und um Hindernisse bei 

deren Beschäftigung zu beseitigen. Dabei stehen für die 

Berufliche Orientierung für Schülerinnen und Schüler mit 

behinderungsspezifischen Einschränkungen unverändert 

Mittel in Höhe von rd. 2,3 Mio. Euro zur Verfügung. 

 

Vermittlungsoffensive 

 

Im Rahmen der Vermittlungsoffensive konnten die 

Kommunalen Jobcentern, trotz schwieriger 

Arbeitsmarktlage, bis zum Juli dieses Jahres rund 33.000 

Menschen in Arbeit und Ausbildung integrieren. Das ist 

eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr um fast 10 

Prozent. Die Ansätze der gemeinsamen 
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Vermittlungsoffensive haben Wirkung gezeigt und sollten 

fortgeführt werden. Dies ist umso bemerkenswerter, als 

dem Land im SGB II kein eigenes Budget zur Verfügung 

steht. Gleichwohl setzen wir uns für eine auskömmliche 

Finanzierung der Jobcenter durch den Bund, 

insbesondere bei der aktiven Arbeitsmarktförderung als 

auch im Bereich der Sprachförderung, ein.  

 

Meisterprämie 

 

Für die Meisterprämie stehen künftig zwar keine 

Landesmittel mehr zur Verfügung, die Weiterführung der 

Meisterprämie erfolgt jedoch in unveränderter Höhe mit 

Mitteln des Europäischen Sozialfonds. 

 

Pflegeausbildung 

 

Der Landesanteil zum Ausgleichsfonds nach dem 

Pflegeberufegesetz wird nach der aktuellen Schätzung 

leicht auf 156,2 Mio. Euro steigen. Nach bereits erfolgter 

Aufnahme der Pflegestudierenden in den 

Ausgleichsfonds wurden nun auch die haushälterischen 

Voraussetzungen geschaffen, um die Ausbildung zur 

Pflegefachassistenz in den Ausgleichsfonds 
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aufzunehmen. Sofern die bundesgesetzliche Ausbildung 

zur Pflegefachassistenz so beschlossen wird, wäre in 

2026 bereits der Beitrag für das Ausbildungsjahr 2027 zu 

leisten. 

 

Zusätzlich werden für die bisherige Förderung der 

Ausbildung in der Pflegefachassistenz mehr Mittel 

eingeplant, um dem wachsenden Bedarf der 

Einrichtungen Rechnung zu tragen und allen 

ausbildenden Schulen monatlich 585 Euro pro Azubi zur 

Verfügung stellen zu können.  

 

Erfreulicherweise steigen die Auszubildendenzahlen in 

der generalistischen Assistenzausbildung nach 

Landesrecht seit 2021 kontinuierlich. Die für 2026 

vorgesehenen Mittel von 35 Mio. Euro machen eine 

weitere Steigerung auf bis zu knapp 5.000 

landesgeförderte Ausbildungsplätze möglich. 

 

Weitere Gesundheitsfachberufe 

 

Seit Einführung der vollständigen Schulgeldfreiheit in den 

Ausbildungen der Gesundheitsfachberufe ab dem 1. 

Januar 2021 steigen die Auszubildendenzahlen 
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kontinuierlich an. Mit den dafür vorgesehenen rund 67 

Mio. Euro soll weiterhin die Attraktivität der Ausbildungen 

gesteigert werden.  Insgesamt wurde der Ansatz für die 

Finanzierung der Pflege- und Gesundheitsfachberufe 

(Schulgeldfreiheit und landesrechtliche 

Pflegefachassistenz) um 3,3 Mio. Euro auf 99,86 Mio. 

Euro erhöht. 

 

Landesförderplan Alter und Pflege 

 

Ältere Menschen, Menschen mit Pflegebedarf und deren 

Angehörige konnten sich bereits im vergangenen Jahr 

darauf verlassen, dass die in Nordrhein-Westfalen 

wichtigen Unterstützungsangebote und -strukturen 

weiterhin gefördert werden. Durch das Maßnahmenpaket 

Soziales wurde der Landesförderplan mit den 

notwendigen Mitteln ausgestattet. Die Mittel in Höhe von 

9,67 Millionen Euro stehen auch für das Jahr 2026 wieder 

zur Verfügung.  

Sie ermöglichen nicht nur, unsere erfolgreiche Alten- und 

Pflegepolitik durch gute Unterstützungs-, Entlastungs- 

und Teilhabestrukturen wie das Landesprogramm 

Vereinbarkeit Beruf und Pflege, den Pflegewegweiser 

NRW, die Kontaktbüros Pflegeselbsthilfe, die 
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Regionalbüros Alter, Pflege und Demenz sowie die 

Landesseniorenvertretung und die 

Landesarbeitsgemeinschaft der Seniorenbüros weiter 

fortzuführen. So werden auch Mittel für die Maßnahmen 

im Rahmen von regionalspezifischen Modellvorhaben zur 

Stärkung und zukunftsorientierten Sicherstellung 

insbesondere der häuslichen Pflege „vor Ort und im 

Quartier“ bereitgestellt 

 

4. Unterstützung für Menschen mit Behinderung 
 

Auch im Bereich der Inklusionspolitik ist es uns 

weitgehend gelungen, Kürzungen bei den 

Haushaltsmitteln zu vermeiden. Der Ansatz zur Inklusion 

von Menschen mit Behinderungen soll im Haushaltsjahr 

2026 3,5 Mio. € betragen (Vorjahr: 3,46 Mio. €). Mittel zur 

Förderung von Maßnahmen zur beruflichen Inklusion von 

Menschen mit Behinderungen standen letztmalig für das 

Jahr 2025 zur Verfügung. Grundsätzlich kann diese 

Förderung auch aus Mitteln der Ausgleichsabgabe 

dargestellt werden. Die  Landschaftsverbände haben 

derartige Förderungen auch bereits bewilligt .  
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Wir haben daher auch für das Jahr 2026 das Ziel, über 

unsere Maßnahmen möglichst konkrete Verbesserungen 

für die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung in 

Nordrhein-Westfalen zu erreichen. Hierzu halten wir den 

intensiven Dialog mit den verschiedenen Akteuren 

aufrecht. 

 

5. Wir wollen eine moderne Arbeitsschutzverwaltung 
 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen steht für 

sichere und gesunde Arbeitsplätze. Hieran werden wir 

gemeinsam weiterarbeiten.  

 

Auch im nächsten Jahr werden wir unsere Anstrengungen 

zur Stärkung des Arbeitsschutzes in Nordrhein-Westfalen 

fortsetzen.  Ziel ist es, ab dem Jahr 2026 jährlich 

mindestens 5 Prozent der Betriebe durch die 

Arbeitsschutzverwaltung bei den Bezirksregierungen zu 

überwachen. Dabei werden wir weiterhin insbesondere 

prekäre Bereiche in den Blick nehmen und bei Defiziten 

schneller und nachhaltiger agieren.  

 

Entscheidend dafür ist die konsequente Digitalisierung 

der Arbeitsschutzverwaltung Nordrhein-Westfalen 
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umzusetzen. Dabei geht es nicht nur um eine 

medienbruchfreie, bürger- und unternehmensfreundliche 

Bearbeitung von Vorgängen. Sondern auch darum, die 

Abläufe in den Arbeitsschutzabteilungen der 

Bezirksregierungen zu vereinfachen und zu digitalisieren, 

sie von unnötigen Verwaltungsarbeiten zu entlasten. 

 

Ich bin meiner Kollegin Ina Scharrenbach und dem 

Kollegen Herbert Reul sehr dankbar, dass sie uns bei der 

Entwicklung, Finanzierung und Implementierung einer 

neuen Fachsoftware für die Arbeitsschutzverwaltung 

unterstützen. 

 

Abschluss 

Alles in allem kann das MAGS unter den gegebenen 

Rahmenbedingungen einen zufriedenstellenden 

Haushalt vorlegen. Die Haushaltssituation hat nicht die zu 

befürchtenden Auswirkungen auf die politischen 

Schwerpunktsetzungen des MAGS und die Mehrzahl der 

Fördermaßnahmen ist – auch dank Verschiebungen in 

den ESF – von den Einsparungen weitgehend verschont 

geblieben. 


